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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur freiwilligen Schwangerschaftsunterbrechung 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

A. in Kenntnis seiner Entschließung vom 11. Februar 
1981 zur Stellung der Frau in Europa i), in der das 
Europäische Parlament den Rat ersucht, die Ab- 
treibung in den Mitgliedstaaten zu legalisieren, 

B. unter Hinweis darauf, daß derzeit in der EG noch 
in zwei Mitgliedstaaten die freiwillige Schwanger- 
schaftsunterbrechung de jure und de facto verbo- 
ten ist, nämlich Irland und Belgien, während in 
anderen Ländern die freiwillige Schwanger- 
schaftsunterbrechung unter diversen Bedingun- 
gen rechtlich möglich ist, 

C. empört darüber, daß in Irland sogar das Feilbieten 
von Verhütungsmitteln verboten ist bzw. er- 
schwert wird, so daß es zu unerwünschten 
Schwangerschaften kommen kann, 

D. in Erwägung der Urteile irischer Richter, wonach 
auch die Information über Hilfeleistung bei Abtrei- 
bungen in anderen Mitgliedstaaten, hier das Ver- 
einigte Königreich, durch Fraueninformationszen- 
tren, in Studentenzeitschriften und in jüngster Zeit 
in Anzeigen der Zeitschrift „Cosmopolitan'' verbo- 
ten ist, 

E. in Erwägung der Tatsache, daß aufgrund dieser 
Verbote bei irischen Frauen häufig Abtreibungen 
im späten Stadium vorgenommen werden, weil sie 
erst spät eine Möglichkeit finden, englische Klini- 
ken zu besuchen, 

F. unter Hinweis darauf, daß die Lage im Zusammen- 
hang mit der freiwilligen Schwangerschaftsunter- 


1) ABI. Nr. C 50 vom 9. März 1981, S. 35. 


brechung in verschiedenen EG-Ländern im restrik- 
tiven Sinn geändert wurde, 

G. in Erwägung des umfassenden Abtreibungstouris- 
mus, der in und zwischen den einzelnen Mitglieds- 
ländern stattfindet, nicht nur ausgehend von Ir- 
land, sondern auch von Belgien, der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Spanien, da die rechtliche 
und faktische Lage in bezug auf die Abtreibungs- 
hilfe in anderen Ländern weniger restriktiv ist, 

H. unter Hinweis auf die Gefährdung der Volksge- 
sundheit, wenn die freiwillige Schwangerschafts- 
unterbrechung in einem Umfeld der (Quasi-)Illega- 
lität stattfindet, in dem Frau und Arzt eine Rechts- 
verfolgung befürchten müssen, 

I. in Erwägung der Tatsache, daß eine unklare Ge- 
setzgebung Vereinigungen wie Pro Life in diversen 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit gibt, das Thema 
„freiwilhge Schwangerschaftsunterbrechung auf 
geschmacklose Art für weltanschauliche Zwecke 
auszuschlachten, 

J. in Kenntnis der stark zurückgegangenen Zahl frei- 
williger Schwangerschaftsunterbrechungen in 
Ländern wie den Niederlanden und der Bundes- 
republik Deutschland, wo sie erlaubt ist, sowie 
der Möglichkeit, über eine verbreitete sexuelle 
Aufklärung soweit wie möglich unerwünschte 
Schwangerschaften zu verhindern, 

K. in dem Bewußtsein, daß freiwillige Schwanger- 
schaftsunterbrechungen einen belastenden Ein- 
griff in Notsituationen darstellen, doch in der 
Überzeugung, daß eine strafrechtliche Verfol- 
gung keine annehmbare Form zu ihrer Begren- 
zung ist — 
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1. ist der Auffassung 

a) daß irische Richter mit Urteilen wie dem Ver- 
bot der Information gegen die EG-Gesetzge- 
bung über die Vollendung des Binnenmark- 
tes verstoßen, die die Freizügigkeit von 
Dienstleistungen und Gütern vorsieht, 

b) daß der erneuten Verurteilung und Verfol- 
gung von Frauen und Ärzten, die freiwillige 
Schwangerschaftsunterbrechungen in Län- 
dern wie Spanien und der Bundesrepublik 
Deutschland vornehmen, begegnet werden 
muß, 

c) daß Frauen in der gesamten Europäischen 
Gemeinschaft das Recht auf Selbstbestim- 
mung über ihr eigenes Leben zugestanden 


d) daß noch ethche soziale Maßnahmen unter 
anderem in Hinbhck auf die Bekämpfung der 
Armut, die Kinderbetreuung und den Eltern- 
schaftsurlaub erforderhch sind, um zu bewir- 
ken, daß Frauen in ihrer gesellschafüichen 
Entfaltung nicht durch eine positive Wahl 
hinsichtlich der Kinder beeinträchtigt sind; 

2. äußert erneut seinen dringenden Wunsch, daß 
die EG-Länder, wo dies noch nicht der Fall ist, 
eine Legalisierung der freiwilligen Schwanger- 
schaftsunterbrechung vornehmen, und daß alle 
Mitghedstaaten für eine sichere, erschwinghche 
und allen Frauen zugänghche Abtreibungshilfe 
Sorge tragen; 


werden muß, also auch das Recht, sich zwi- 
schen der Elternschaft und der Unterbre- 
chung einer unerwünschten Schwanger- 
schaft zu entscheiden. 


3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschhe- 
ßung der Kommission und dem Rat sowie den 
Regierungen und Parlamenten der Mitghed- 
staaten zu übermitteln. 


Enrico Vinci Wilfried Telkämper 

Generalsekretär Vizepräsident 
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